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ZUSAMMENFASSUNG

Rechts- und nationalpopulistische Parteien konnten sich fast 
überall in Europa als relevante politische Kräfte etablieren.

Der Aufstieg der Rechts- und Nationalpopulisten ging zu 
Lasten aller traditionellen Parteien.

Die gegenwärtige Stärke rechts- und nationalpopulistischer 
Parteien beruht auf der Erweiterung ihrer „Stammthemen” 
Fremdenfeindlichkeit und Elitenkritik um die simple Mobili-
sierungsformel: „Nein zu diesem Europa”. 

Rechts- und nationalpopulistische Parteien beeinflussen 
etablierte Parteien in Europa, ihre Positionen strahlen auf 
andere Parteien aus und die Parteienlandschaft in vielen  
europäischen Ländern verändert sich dauerhaft. Nationale 
Politik und Europapolitik stehen in vielen Ländern durch die 
harten Forderungen von Rechts- und Nationalpopulisten 
unter Druck.

Von den bisherigen Strategien der Volksparteien im Umgang 
mit Rechts- und Nationalpopulisten – scharfe Abgrenzung, 
Annäherung mit teilweiser Übernahme von Positionen, tole- 
rierte Minderheitsregierungen oder Zusammenarbeit in 
Koalitionen – erwies sich keine als Patentrezept. 

Fünf Bedingungen sind entscheidend für Entstehen und 
Erfolg rechts- und nationalpopulistischer Parteien: 

1. �Eine kritische Masse an ungebundenen und enttäuschten 
Wählern ist vorhanden.

2. �Einwanderung und Europakritik sind bestimmende The-
men öffentlicher Debatten.

3. �Wichtige Medien sind offen für extrem verkürzte und 
radikal zugespitzte Darstellungen von Einwanderungs- 
und Europathemen.
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4. �Die institutionellen Bedingungen des Wahlsystems sind für schnelle 
Erfolge neuer Parteien günstig.

5. �Es existiert eine charismatische Führungspersönlichkeit und/oder 
„politisches Unternehmertum”.

Aus den Ergebnissen der Studie ergeben sich für Volksparteien in Europa 
zur Bekämpfung rechts- und nationalpopulistischer Tendenzen folgende 
Handlungsempfehlungen:

�� Komplexe politische Zusammenhänge sollten fortwährend glaubwürdig 
und verständlich erklärt werden.

�� Die Vorteile der Europäischen Integration für die Bürger sollten klar 
und nachvollziehbar kommuniziert werden. 

�� Die politischen Leerformeln der rechts- und nationalpopulistischen  
Parteien sollten durch direkte thematische Auseinandersetzung „ent-
zaubert” werden.

�� Soziale Exklusion sollte wirksam bekämpft werden.
�� Kriminalitätsbekämpfung muss konsequent erfolgen, Opferschutz sollte 
dabei im Vordergrund stehen.

�� Die geltende Rechtslage zur Einwanderungsregulierung und Integration 
sollte konsequent angewendet und durchgesetzt werden.

�� Erfolge in der Stabilisierungspolitik des Euro und der Nutzen der dafür 
erforderlichen Reformen sollten erkennbar sein.

1.  EINLEITUNG

„Ich interessiere mich für Europa, da ich es mit all meinen 
Kräften bekämpfe1”. „Die EU ist ein gigantisches, undemo-
kratisches … Monster2”. „Wer Europa … in die Zukunft führen 
will, … der muss letztlich den Weg zu den nationalen Wäh-
rungen zurückgehen3”. „Immer, wenn die EU beteiligt ist, 
hast du ein Problem4”. So klingen Politiker, die sich gegen-
wärtig in Europa wieder zunehmender Beliebtheit erfreuen: 
Marine Le Pen, Chefin des französischen Front National, die 
bei den letzten Präsidentschaftswahlen knapp 20 Prozent 
der Stimmen erreichte und ihre Partei ein paar Wochen 
später nach fast 20-jähriger Abstinenz zurück in die Natio-
nalversammlung brachte; Geert Wilders, dessen Partei für 
die Freiheit trotz der Niederlage bei den Parlamentswahlen 
im Mai 2012 mittlerweile die stärkste Kraft in den Nieder-
landen ist; Heinz-Christian Strache, Chef der Freiheitlichen 
Partei Österreichs, der sich nach den Nationalratswahlen 
Ende September 2013 als heimlicher Sieger feiern ließ, 
nachdem er die FPÖ zu fast alter Stärke geführt hat und 
Timo Soini, dessen Partei, die (Wahren) Finnen5, ihr Er- 
gebnis mit einem euroskeptischen Kurs bei den letzten 
Parlamentswahlen auf knapp 20 Prozent vervierfacht hat. 

Auch in anderen Ländern haben Europa-, vor allem jedoch 
EU-Kritiker Zulauf – ob in Dänemark, Schweden, Polen, der 
Slowakei, Italien, Griechenland oder in Großbritannien. In 
Norwegen – selbst zwar kein EU-Mitglied, aber dennoch 
mitten in Europa – schaffte es die rechtspopulistische Fort-
schrittspartei nach den Wahlen im Spätsommer 2013 in die 




